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Produktion sei der Schlüssel zum Erfolg, ergeben 
müssen. Dies stimmte in mancher Hinsicht tatsächlich, 
bis jetzt, da ein hoher protektionistischer Zolltarif, 
der für die erntsdieidenden Bertigwarenpositionen 
meist noch etwas über dem gemeinsamen EWG-Tarif 
liegt, mit seinem Zollschutz von 20 bis 40 “/o die Auf­
nahme unw irtsdiaftlidier Produktionen prämiierte, die 
in vielem Fällen durch ungenügende Liberalisierung 
noch ein zweites Mal gesdiützt wurden und trotz Er­
weiterung der OECD-Liberalisierung von 90 auf 93 “/o 
(1.1.1962) nodi immer teilgesciiützt blieben.

Es ist sidier, daß der V erzidit auf diesen Zollsdiutz 
in vielen Fällen zu Sdiw ierigkeiten führen wird. 
Weitblidcende Unternehmer haben sich aber bereits 
um eine neue Ausriditunig der Produktion bem üht 
und sidj daraus gute Chancen erredm et. Die Kon­
junktur der letzten Jah re und ein reiches Maß an 
steuerlidien Begünstigungen haben die V orbereitungen 
für diese Umstellung erleidiert, wenngleich der enge 
Kapitalmarkt und K redltrestriktionen die Industrie 
auf den W eg der Eigenfinanzierung verwiesen.

Es wird daher yielfadi kritisiert, daß Österreich sich 
außerstande erklärte, die beschleunigte neue Zoll­
senkung der EFTA auf 50 Vo sogleich mitzumachen, 
die eine A rt Generalprobe für den Übergang zum 
Gemeinsamen M arkt dargestellt hätte. Mit dieser 
Erklärung hat es seiner W irtschaftskraft, die dem Aus­
land offenbar mehr imponiert als den maßgebenden 
österreidiisdien Stellen, ein sdiledites Zeugnis aus­
gestellt. W enn man sidi aber vergegenwärtigt, daß 
protektionistisches Denken österreichische W irtsdiafts- 
poldtik bestimmt und daß m andie maßgebenden Poli­
tiker und W irtsdiaftler dem  Beitritt zur EWG trotz 
ihres Lippenbekenntnisses zur Integration lau, wenn 
nidit ablehnend gegenüberstehen, dann erscheint 
diese kleinlidie Handlung w en ig e r. verwunderlidi.

Im Sinne dieser Einstellung will das offizielle ö s te r ­
reid i daher ein Maximum an Sonderwünsdien an die 
EWG herantragen. M an will zwar raschestenis in  den 
Genuß der Vorteile gelangen, die sidi die EWG-Mit-' 
glieder untereinander einräumen, mödite auch an ge­
wissen sonstigen V ergünstigungen wie dem Investi­
tionsfonds partizipieren, sieht aber auf der Unter- 
nehm erseite Gefahren in der Niederlassungsfreiheit, 
sdieut den W ettbewerbsdruck und in  Gewerkschafts­
kreisen den freien Arbeiitsmarkt.

Daher glaubt man, den Zollabbau langsam er durch­
führen zu können, wobei man sidi auf das Präjudiz 
der Assoziierung Griechenlands berufen möchte, und 
will die Kontingente für nichtliberalisierte Einfuhren 
nur stufenweise bis 1965 aufstocken, um erst dann den 
EW G-Partnem die volle Freiheit für ihren Export 
nadi Österreich einzuräumen. Daß die Landwirt­
schaft dringend erwartet, daß sie ihre straffe M arkt­
regelung fortsetzen kann, versteht sich eigentlich 
von selbst.

Bei solchen W ünsdien erhält man den Eindruck, der 
Ausdrudc „Arrangement" in  Österreichs Assoziierungs- 
gesudi sei nicht nur aus Rücksidit auf die Sowjets 
und den Osithandel gewählt worden, den man beson­
ders zu erhalten wünscht, sondern drüdce auch die 
Hoffnung aus, die EWG werde mit sid i reden lassen 
und ö s te rre id i auch handelspolitisch entgegenkom- 
men. Dabei sind aber nicht wenig besorgte Stimmen 
in Österreich selbst zu registrieren, die gerade wegen 
des Druckes aus dem Osten n id it eine lose Assozi­
ierung, sondern m öglidist die Ausschöpfimg aller 
M ittel zur Zusammenarbeit mit der EWG fordern, 
um Österreich einen unanfeditbaren Platz in  der w est­
lichen Staatengemeinschaft zu sichern.

SondertDÜnsche an  d ie  EW G

Die Schweiz und die EW G: überforderter Institutionalismus
Dr. Hans Fraenkel, Zürich

Das „Zeitgesprädi“ über die mit einem Fragezei­
chen versehene „überforderte EWG" im Januar­

heft des „W irtschaftsdienst" b ietet einen ausgezeich­
neten Ansatzpunkt, um den Standpunkt der Sdiweiz 
und damit audi der- beiden anderen N eutralen zur 
Darstellung zu bringen. W ir verstehen das „Zeitge­
spräch" gewiß redit, wenn w ir es als „Streitgespräch" 
nehmen. Aus der ursprünglichen Konzeption der EWG 
als K em stüdi für eine gesamteuropäische Einigung 
sollte jetzt, nadidem  ein Drittel der Übergangszeit 
vorüber ist, die Gemeinschaft der Sechs zu einem in 
sich ruhenden Gebilde werden, das schlagkräftig 
durchgeführt wird. So könnte die EWG vielleicht an ­
deren Staatengruppen ein Vorbild sein, heißt es am 
Sdiluß. Von Gesamteuropa ist nidit mehr die Rede.

Man kann einwenden, die im erw ähnten „Zeitge­
sprädi" niedergelegte Meinung gäbe nur die Ansicht

gewisser Kreise innerhalb der EWG wieder, sei kei­
neswegs als offiziell oder audi nur als offiziös anzu­
sehen. Aber sie ist doch zum mindesten bezeidm end 
für das gegenwärtig herrsA ende Unbehagen, und 
dies nidit n u r innerhalb d er EWG, sondern audi 
außerhalb. Man m ißtraut sich allerseits. Ein Beridit 
aus Paris ist betitelt „Pariser Zweifel am britisdien 
Credo", in der englischen Presse werden „Versdüep- 
pungsmanöver" d er EW G-Unterhändler befürchtet, 
in Zürich die „Hinaussdiiebung der Behandlung des 
Gesudies der Neutralen", w ie es in  der „Neuen 
Zürdier Zeitung“ formuliert wurde.

N eu tra litä t überholt ?

Die drei Neutralen: Schweiz, Schweden, Österreich, 
sind in den  vergangenen M onaten Zielscheibe heftig­
ster Angriffe geworden, einmal vom amerikanischen
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U nterstaatssekretär Ball, dann von Spaak, dem  am­
tierenden belgisdien Außenminister, und dem deut­
sdien Sozialdemokraten Birkelbadi als Beriditerstat- 
ter über die Beitritts- und Assoziierungsprobleme an 
der Beratenden Versammlung des Europarates in 
Straßburg. N eutralität ist im heutigen Europa über­
holt, lautet ihre These, die audi einmal von Prof. 
Hallstein zum Mißfallen seiner Zuhörer bei einem 
Vortrag ini Züridi Ende vergangenen Jahres expressis 
verbis ausgesprodien wurde. Daraus folgt für die 
N eutralitätsgegner, daß die drei Staaten aus reinem 
Egoismus ihre politisdie Souveränität verteidigen, 
um sidi durdi ihre Assoziierung die wirtschaftlidien 
„Rosinen aus dem Kudien zu pidcen" — ein Wort, 
das gern und viel von Sdiweizern zitiert wird.

In seinem Beridit über die Straßburger Gesprädie 
. m adit N ationalral W. Bretsdier, Chefredakteur der 

„Neuen Zürdier Zeitung", am Sdiluß die Feststellung, 
daß es sidi vorläufig nur um Diskussionen, „außer­
halb jeder Offizialität“ handele, daß es aber deutlidi 
madie, wie lang und hindernisreidi der W eg zur 
Assoziierung für die Sdiweiz und eben audi für die 
anderen N eutralen sein werde. In einer am tlidien 
Verlautbarung über eine Konferenz im Bundeshaus, 
zu der das Sdiweizer Politisdie Departement seine 
diplom atisdien V ertreter in  den Hauptstädten Euro­
pas und der USA geladen hatte, wird als Ergebnis 
der Tagung festgehalten, daß die Reaktion auf das 
Assoziierungsgesudi der N eutralen in Brüssel kei­
neswegs eine so eindeutig ablehnende Haltung ge­
wesen sei, wie das aus Presseäußerungen hervorzu­
gehen sdieine.

Die Ausfälle gegen die N eutralen w aren in aller­
erster Linie gegen die Sdiweiz geriditet, fielen mil­
der gegenüber Sdiweden aus und waren um wohl­
wollendes V erständnis für Ö sterreidi bemüht. Diese 
Politik des divide et impera kam bei den Betroffenen 
sdiledit an. Mit Eifer gingen die Kabinetts der drei 
Staaten an die Koordinierung ihrer N eutralitätsdok­
trinen und den Aufbau einer einheitlidien Marsdi- 
ordnung heran. Die von Bundesrat W ahlen als Leiter 
des Politisdien Departements m ehrfadi verfoditene 
Sdiweizer These lautet: Bewahrung der staatlidien 
Unabhängigkeit als Voraussetzung für die N eutrali­
tä t einerseits, für d ie  Erhaltung der dem Sdiweizer 
S taatsredit eigentüm lidien „Referendumsdemokratie" 
andererseits.

In einer Rede in Brüssel vor dem fläm isdien W irt- 
sdiaftsverband unterstridi der österreidiisdie Han- 
delsrninister Bode, die N eutralität seines Landes habe 
in der Gegenwart und in Zukunft edite Aufgaben zu 
erfüllen und sei als Bedingung der Freiheit ö ste r- 
reidis ein wesentlidies Element des europäisdien 
Friedens. Der sdiwedisdie M inisterpräsident Erlander 
seinerseits erklärte in  einem Vortrag: „W enn wir 
audi eine möglichst enge Zusammenarbeit mit der 
Europäisdien W irtsdiaftsgem einsdiaft wünsdien, so 
wollen w ir dodi nichts vorkehren, was das Vertrauen 
in unsere N eutralitätspolitik beeinträditigen könnte." 
Und er fuhr fort und wiederholte damit, was Prof.

W ahlen und andere Sdiweizer Bundesräte vorher 
m ehrfadi gesagt haben: „Wir halten  an dieser Politik 
so entschlossen fest, daß wir es vorziehen würden, 
neutral zu bleiben, selbst dann, wenn Wir Gefahr 
liefen, isoliert zu werden," /

V erteid igung d e r  N eu tra litä t

Diese Unité de doctrine für die drei N eutralen ist 
erst mit ihrem Assoziierungsgesuch vom 15. Dezem­
ber 1961 aktuell geworden. Die Dreierkonstellation 
ist gewissermaßen das Residuum aus den verw or­
renen und vergeblichen Anläufen, um erst zur gro­
ßen, dann zur kleinen Freihandelszone zu gelangen. 
Heute befindet sidi ganz Europa auf der Sternfahrt 
nach Brüssel, und die N eutralen haben sich zu einem 
Sonderteam zusammengesdilossen.

W ir sprachen von der Unité de doctrine der Drei. 
Sie bezieht sidi auf die Verteidigung ihrer N eutrali­
tät, die ja  nadi Ursprung und Inhalt nicht unw esent­
liche Untersdiiede aufweist, Unterschiede, die die ge­
meinsame Verteidigung nicht hindern. Etwas anderes 
ist es mit den w irtsdiaftlidien Forderungen, die die 
Drei zu vertreten  haben,. H ier w ird man unterein­
ander gewiß Fühlung halten, aber die Interessen sind 
sehr versdiieden gelagert. Die Sdiweiz ist stärker im 
W elthandel verflochten als die beiden anderen, ist 
gegenwärtig mehr von Überfremdung durch Men­
sdien und Kapital bedroht und fühlt sich durch den 
soziialistisdi gesteuerten W ohlfahrtsstaat d er großen 
N adibarn eher abgestoßen. Österreich hat das Son­
derproblem seiner H andelsbeziehungen zum Ost- 
blodc, der 20%  seines A ußenhandels absorbiert. Ob 
die EWG will oder nidit, h ier muß sie sid i mit dem 
sdiw ierigen Problem der Ursprungszeugnisse ausein­
andersetzen. Für Schweden schließlich sind seine 
A usfuhrinteressen von Holz und Papier vordringlidi. 
Aber auch hier stellt sich das Problem der Ursprungs­
zeugnisse in irgendeiner Form, insofern als die sdiw e­
disdie N eutralität im Hinblick auf dde Zuordnung 
Finnlands zur EFTA eine europäische Aufgabe er­
füllt. M an könnte sich vorstellen, daß Österreichs 
Assoziierung an die EWG auf den Erfahrungen auf­
bauen kann, die d ie  Freihandelszone Finnland als 
zugewandtem O rt zur EFTA bietet.

W ürde man diesen W eg besdireiten, um sowohl 
Sdiweden als audi' ö ste rre id i das Recht auf N eutrali­
tä t zuzubilligen, so wird man. aud i n id it umhin kön­
nen, den Schweizern ihre N eutralität zu belassen. 
Legt dodi der Staatsvertrag für ö s te rre id i ausdrück­
lich fest, daß seine N eutralität „nach dem Vorbild 
der Sdiweiz" errid itet wird. Zerstört man die Sdiwei­
zer N eutralität, schwebt die N eutra litä t ö ste rre id is  
in der Luft und wird anfechtbar.

V orfe ld  d er EW G

W as also den N eutralen als Endlösung vorsdiwebt, 
ist eine Ordnimg, die um den festen Kern der EWG 
ein Vorfeld legt, ein durch seine Elastizität ausge- 
zeidm etes Gebilde und eben w egen seiner Elastizität 
schwerer angreifbar von außen.
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Der Phantasie siirid da vorerst keine Schranken ge­
setzt. Ein durch seinen kaufmännischen Weitblick 
ausgezeichneter Industrieller, Dr. h. c. Robert Käppeli, 
Präsident des V erw altungsrats der CIBA, überläiSt 
sich mit seinem Freund Carl J. Burdchardt bei einer 
Wanderung durdi die österreichisdien Alpen den 
Spekulationen über eine sdiweizerisdi-österreichische 
neutrale Alpenrepublik. Lädile darüber, w er mag. 
Wem es w irklidi ernst um eine Einigung Europas ist, 
der wird bekennen, daß wirklich alles nodi offen ist 
und daß es daher dem Seher ziemt, den Blick in die 
Zukunft zu werfen.

Kehren wir zum Anfang unserer Betraditung zurück, 
zur „überforderten EWG". Da podien die europäi­
schen Staaten einschließlich Israels an die Tore, und 
noch lauter pochen die USA und stellen ihre Forde­
rung. Man erinnere sich; es sind noch keine zwei 
Jahre her, da w andten sich die am erikanisdien Poli­
tiker und W irtschaftler gegen, den Zusammenschluß 
von EWG und EFTA. H eute verlangen sie mit dro­
hender Stimme den Beitritt Großbritanniens. Man be­
hauptet, Gefahr sei im  Verzüge, Eile sei geboten. 
Im gleichen Atemzug aber wird den N eutralen emp­
fohlen, sich zu gedulden, was diese wieder befürch­
ten läßt, man werde sie als letzte hodinehm en wol­
len. Daher gelte es, so sagen sie, den rechten Zeit­
punkt zu erfassen, wenn der britisdie Beitritt zwar 
gesichert, aber noch nicht perfekt ist. Mißlingt aber 
der Brückensdilag Brüssel—London, so soll die EFTA 
fröhliche U rständ halten.

Politische U nabhängigkeit — G eschichtsbewußtsein

Man kann verstehen, daß sich in ■ den Kreisen der 
EWG eine starke Anim osität gegen die ständig 
bremsenden Schweizer entwidcelt hat. Erstaunlich ist 
zudem der weitgehende Konformismus zur Regie­
rungspolitik von allen W irtschaftskreisen bis zu den 
Gewerkschaften hin und von der gesamten öffent­
lichen Meinung. Die wenigen oppositionellen Stim­
men waren und s!ind so schwach, daß sie keine große 
Beachtung verdienen. Mit einer Ausnahme; Prof. 
Jean R. de Salis, der den Lehrstuhl für Geschichte an 
der Eidgenössischen Hochschule einnimmt. Nicht daß 
er für den Eintritt in die EWG wirbt wie der Schwei­
zer Zweig der Europaunion, keineswegs! Aber er 
hält seinen Landsleuten vor, sie seien „reaktionär 
und vernagelt", für sie höre diie Geschichte vor dem 
ersten W eltkrieg auf. Daher hätten sie im Ausland 
„jede Glaubwürdigkeit verloren, w as der Schweizer 
Politik in der A useinandersetzung um die europäi­
sche Integration schwer geschadet habe und schade".

Zugegeben, an den Schweizern ist die Entwicklung, 
die die anderen europäischen Staaten unter dem ver­
heerenden Einfluß zweier W eltkriege durchgemacht 
haben, gewiß nicht spurlos voribeigegangen, aber sie 
haben diie Entwicklung nur in- großem zeitlichen Ab­
stand mitgemacht, und es ist etwas anderes daraus 
geworden alis in Deutschland — eben, weil sie keine 
radikalen Umbrüche durchgemacht haben. Das Ge- 
schiditsbewußtsein, dessen völliges Fehlen in der 
Bundesrepublik Dundestagspräsident Gerstenmaier

schmerzlich beklagt, is t bei den Schweizern im Uber- 
miaß — so meint de Salis — vorhanden. B undesrat. 
Schaffner, der ein Übermaß nicht gelten lassen will, 
hat im Herbst 1960 den Gegensatz der Schweiz zu 
den Nachbarstaaten w ie folgt Umrissen: „Für Länder, 
die eben erst eine nationale Katastrophe säkularen 
Ausmaßes mit wechselseitigen Niederlagen und Be­
setzungen, Amputationen und Flüchtlingselend über- 
standen haben, mag eine A rt retrograder ,Geschichts- 
Amnäsie' eine W ohltat, jedenfalls entschuldbar sein, 
für uns nicht."

Diese W orte sind auf die politische Unabhängigkeit 
gemünzt, auf die die Schweizer — auch Prof. de Salis 
— unter keinen Umständen verzichten wollen. Ob 
ihnen da de Gaulles „Europa des patries“ als Kampf­
genosse besonders willkommen ist, bleibe dahinge­
stellt. Es gibt Schweizer von Rang, die hinter dieser 
Formel nichts anderes w ittern als das französische 
Hegemoniestreben, das die Macht m it Großbritannien 
unter keinen Umständen teilen will. Die Schweiz aber 
überläßt sich in aufrichtigem V ertrauen der britischen 
Führung, die sie in  die EWG oder an  sie heranfüh­
ren soll.

S ozia le  M arktw irtschaft a ls  L e itb ild

Da nun befindet sie sich in ,v o lle r Übereinstimmung 
mit der deutschen Politik, so wie sie Erhard konzi­
piert und wie sie offenbar auch -die überzeugte Un­
terstützung Adenauers besitzt. Das ist aber kein zu­
fälliges Zusammentreffen, sondern Frucht der welt- 
offenen sozialen Marktwirtschaft, für die Erhard den 
zuverlässigsten Bundesgenosseti in der von altersi her 
liberalen Schweiz voTgefunden hat. Diese nach dem 
Kriege wieder aufblühende wirtschaftliche Partner­
schaft ha t trotz des für die Schweizer in v ieler Be­
ziehung unbecjuemen deutschen Übergewichtes im 
W arenaustausch anläßlidi der Genfer Zollrunden, der 
Ausgleichsrunde mit der EWG und dann anschließend 
der Dillonrunde ihre Probe ausgezeichnet bestanden. 
Die Schweizer haben V erständnis dafür aufgebracht, 
das die Bundesrepublik als Mitglied der EWG ihre 
liberalen Handelsgrundsätze nur in beschränktem Um­
fang hat durchsetzen können. Der deutsche Delegierte 
M inisterialrat Dr. Horn stellt e s  mit Genugtuung in 
einem Aufsatz fest, den d ie Zeitschrift dter Handels­
kam mer Deutschland-Schweiz veröffentlicht hat. Und 
dies ist nicht das einzige Zeugnis der guten deutsch- 
sdiweizerischen Beziehungen. Für eine weltoffene 
Handelspolitik stehen sich Deutsche und Schweizer 
näher als Deutsche und Italiener oder Franzosen. 
Eine vollintegrierte Schweiz könnte diese Funktion 
kaum mehr mit dem gleichen Schwung erfüllen.

Die Schweiz is t keine Kulturnation mit gleicher 
Sprache, wie es seine Nachbarn' sind. Sie is t eine 
Staatsnation, und das heißt eine mehrsprachige Nation, 
die durch den staiatspolitiscben W illen ihrer Bürger 
geformt ist. Einem Überstaat unterworfen, könnten 
sich ihre Sprachgruppen nach ihren Kulturnationen 
hin Umkristallisieren. Diese Besorgnis erscheint nicht 
abwegig.
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Verpflichtung gegenüber Europa
Die Bedeutung der Sdiweizer N eutralitä t mit dem 
Blick aiif die N eutralität ö sterre id is  läßt sidi als eine 
em inent europäisdie Aufgabe n id it wegleugnen. Die 
Bedeutung dieser N eutralität als fester Grund für das 
Internationale Rote Kreuz, für d ie  Sdiweiz als Treff­
punkt für internationale Gesprädie und für die 
Sdiweiz als diplom atisdie Sdiutzm adit in Konflikt­
zeiten ist heute in  der Zeit des „kalten Krieges" 
w enn möglidi nodi höher zu bewerten als jemals.

H ier um Vers;tändnis bei den M itgliedstaaten der 
Europäisdien W irtsdiaftsgem einsdiaft zu werben, 
ersdieint uns als Verpfliditung gegenüber Europa. 
Es gilt da, Resseiitiments und V orurteile hüben und 
drüben auszuräumen. Dann aber sollte es möglidi 
sein, den W eg der V erständigung bis zum Ende zu

besdireiten. Prof. Hallsftedn ha t sid i kürzlidii gegen 
die zuerst in Paris, dann von Spaak und Ball über­
nommene These gewandt, eine Assoziierung komme 
nid it für europäisdie Industrieländer, nodi dazu mit 
Neutraldtätsansprüdien, in Frage. Dem hält er ent­
gegen, daß der V ertrag von Rom keine nähere Um- 
sdireibung einer Assoziierung enthalte, daß also nodi 
alles offen sei.

Das sdieint uns die einzig möglidie Einstellung im 
gegenw ärtigen Augenblidc zu sein. Man sollte es mit 
den hom erisdien Reden je tz t genug sein lassen. Die 
Fronten sind abgestedct. Die Gefahr für Europas 
Einigung ist nur zu überwinden, w enn sidi der W ille 
dazu belebt. Sonst w ird die Einigung durdi den 
m odernen W underglauben in  den Institutionalismus 
als weltbewegende Kraft erstidit.

Probleme des finnischen Arbeitsmarktes
Dr. Axel v.jGadolin, Helsinki

Man  kann wohl behaupten, daß das Besdiäfti- 
gungsproblem für alle w estlidien S taaten — ob 
nun die soziale M arktw irtsdiaft oder der W ohlfahrts­

staat als Riditsdm ur gelten — von zentraler Bedeu­
tung ist. Sogar das Geldwesen wurde nadi den Leh­
ren von Beveridge und Keynes im Gefolge der Pfund­
krise von 1931 der Besdiäftigungspolitik untergeord­
net. Ob klein oder groß, ob vollindustrialisiert oder 
nidit, ob autark  oder außenhandelsabhängig, jeder 
Staat muß heute dem Besdiäftigungsproblem seine 
besondere Aufmerksamkeit widmen. Da Prognosen 
auf diesem Gebiete besonders sdiw ierig sind und 
audi die m eisten Theorien versagen, w ird die Arbeit 
vorwiegend Tatbestandsaufnahmen, Erfahrungen und 
Ergebnissen gewidmet.

So hat audi Finnland beaditlidies M aterial zusam­
m engetragen und Erfahrungen gesammelt. Die tradi­
tionelle Drohung bleibt hier, wie in vielen anderen 
Staaten, die Arbeitslosigkeit. N adi A rt der wirt- 
sdiaftlidien Einstufung eines Landes liegt das Pro­
blem immer etwas anders: für Finnland müssen des­
halb gewisse allgemeine Daten gegeben werden.

Das Land ist groß und dünnbesiedelt — durdisdinitt- 
lid i 14,5 Personen je  qkm. Allerdings leben neun 
Zehntel der Bevölkerung in  der südlidien Hälfte des 
Landes. Das Land hat nur einen w iditigen Rohstoff: 
das Holz, außerdem mittelmäßig ergiebige M ineral­
vorkommen, u. a. Eisen-, Kupfer- und Nidcelerzle, die 
bis je tzt in  verhältnism äßig kleinem, aber dodi wadi- 
sendem Umfange abgebaut werden. Kohle gibt es 
nidit, und die zu rd. 60 “/o ausgebaute W asserkraft 
kann infolge des geringen Gefälles der Flüsse nie 
mehr als einen Bruditeil — etwa 20 “/o — der Ener­
giemenge liefern. Kohle und ö l  müssen deshalb in 
wadisendem  Umfange eingeführt werden.

D rei W ellen der In du stria lisieru n g

Man könnte von drei langen W ellen der Industriali­
sierung spredien: die erste w ürde d ie  letzten Jah r­
zehnte des Großfürstentums um  die Jahrhundert­
wende umfassen, als die Sägewerke und eine be­
grenzte Versorgungsindustrie, W erkzeuge, Lebens­
mittel, landwirtsdiaftliche Geräte, Textilien, ausge­
baut wurde, die zweite bezieht sidi auf die erste 
Republik 1919—1944, als die diem isdie Holzverede­
lung, die 'M asdiinenindustrie und einige Spezialindu­
strien entwidcelt wurden, und die d ritte  auf die Zeit 
nadi dem zweiten W eltkrieg, als sidi die Industrie­
produktion dn realen Zahlen verdoppelt hat.

Innerhalb dieser letzten Zeitspanne hat sidi, unab­
hängig von der Inflation, das Realeinkommen der 
A rbeiter um reidilidi die Hälfte verbessert. In der 
entspredienden Proportion hat audi d ie  Zahl der 
Industriearbeiter zugenommen.

Charakteristisdi für den finnisdien A rbeitsm arkt sind 
ferner folgende Tatsadien: Erstens findet nodi ein 
unverhältnism äßig großer Teil der Bevölkerung sein 
Auskommen innerhalb der Land- und Forstw irtsdiaft
— die offizielle Statistik zeigt hier nodi den  sidier- 
lid i zu hohen Anteil von 42 °/o, w ährend für die Indu­
strie 30 “/o angegeben w erden. Zw eitens sind die 
K leinbauem  weitgehend im W inter als Holzfäller 
tätig, ein Tatbestand, der die S tatistik stark  ver- 
w isdit. Drittens besitzt der S taat se it alters her ein 
Drittel der gewaltigen W aldflädie des Landes, wäh­
rend die Holzveredelungsindustrie in w eit stärkerem  
Maße privat ist. V iertens kann die starke Subven­
tionierung der Landwirtsdiaft erw ähnt werden, zumal
— bei der politdsdi starken V erankerung der Bauern­
partei — ein Gesetz den Bauern denselben Lebens- 
standardzuwadis garantiert wie den Industriearbeitern.
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